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►B SIEBENTE RICHTLINIE DES RATES

vom 13. Juni 1983

aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über den konsolidierten Abschluß

(83/349/EWG)

(ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1)

Geändert durch:

Amtsblatt

Nr. Seite Datum

►M1 Elfte Richtlinie des Rates 89/666/EWG, vom 21 . Dezember 1989 L 395 36 30.12.1989

►M2 Richtlinie des Rates 90/604/EWG, vom 8. November 1990 L 317 57 16.11.1990

►M3 Richtlinie des Rates 90/605/EWG, vom 8. November 1990 L 317 60 16.11.1990

►M4 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. September 2001

L 283 28 27.10.2001

►M5 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
18. Juni 2003

L 178 16 17.7.2003

►M6 Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17. Mai 2006

L 157 87 9.6.2006

►M7 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
14. Juni 2006

L 224 1 16.8.2006

►M8 Richtlinie 2006/99/EG des Rates vom 20. November 2006 L 363 137 20.12.2006

Geändert durch:

►A1 Beitrittsakte Spaniens und Portugals L 302 23 15.11.1985

►A2 Beitrittsakte Österreichs, Finnlands und Schwedens C 241 21 29.8.1994

(angepaßt durch den Beschluß 95/1/EG, Euratom, EGKS des Rates) L 1 1 1.1.1995

►A3 Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik,
der Republik Estland, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der
Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Re-
publik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
und die Anpassungen der die Europäische Union begründenden Ver-
träge

L 236 33 23.9.2003

NB: Diese konsolidierte Fassung enthält Bezugnahmen auf die Europäische Rechnungseinheit und/oder den Ecu, welche ab
1. Januar 1999 als Bezugnahmen auf den Euro zu verstehen sind — Verordnung des Rates (EWG) Nr. 3308/80 (ABl. L
345 vom 20.12.1980, S. 1) und Verordnung des Rates (EG) Nr. 1103/97 (ABl. L 162 vom 19.6.1997, S. 1).
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SIEBENTE RICHTLINIE DES RATES

vom 13. Juni 1983

aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über
den konsolidierten Abschluß

(83/349/EWG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und insbesondere auf Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Der Rat hat am 25. Juli 1978 die Richtlinie 78/660/EWG (4) zur Koor-
dinierung der einzelstaatlichen Vorschriften über den Jahresabschluß
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen erlassen. Eine bedeutende
Anzahl von Gesellschaften gehört Unternehmenszusammenschlüssen an.
Damit die Informationen über die finanziellen Verhältnisse dieser Unter-
nehmenszusammenschlüsse zur Kenntnis der Gesellschafter und Dritter
gebracht wird, muß ein konsolidierter Abschluß erstellt werden. Eine
Koordinierung der nationalen Vorschriften über den konsolidierten Ab-
schluß ist daher geboten, um die Vergleichbarkeit und Gleichwertigkeit
der Informationen zu verwirklichen.

Um die Bedingungen der Konsolidierung zu bestimmen, müssen sowohl
die Fälle berücksichtigt werden, in denen die Beherrschungsbefugnis auf
einer Mehrheit der Stimmrechte beruht, als auch jene, in denen dies
aufgrund von Vereinbarungen, sofern sie zulässig sind, geschieht. Den
Mitgliedstaaten ist weiterhin zu gestatten, daß sie gegebenenfalls den
Fall regeln, daß unter bestimmten Umständen aufgrund einer Minder-
heitsbeteiligung eine tatsächliche Beherrschung ausgeübt wird. Es ist
den Mitgliedstaaten weiterhin die Möglichkeit einzuräumen, den Fall
von auf gleichberechtigter Ebene zustandegekommenen Unternehmens-
zusammenschlüssen zu regeln.

Die Koordinierung im Bereich des konsolidierten Abschlusses ist abge-
stellt auf den Schutz der Interessen, die gegenüber Kapitalgesellschaften
bestehen. Dieser Schutz beinhaltet den Grundsatz der Aufstellung eines
konsolidierten Abschlusses, wenn eine solche Gesellschaft zu einem
Unternehmenszusammenschluß gehört; dieser konsolidierte Abschluß
ist zumindest dann zwingend zu erstellen, wenn eine solche Gesellschaft
ein Mutterunternehmen ist. In Fällen, in denen ein Tochterunternehmen
selbst Mutterunternehmen ist, ist es im Interesse einer vollständigen
Information weiterhin erforderlich, einen konsolidierten Abschluß auf-
zustellen. Indessen kann — beziehungsweise in bestimmten Fällen muß
— ein Mutterunternehmen von der Pflicht, einen konsolidierten Teilab-
schluß aufzustellen, befreit werden, sofern seine Gesellschafter und
Dritte hinreichend geschützt sind.

Bei Unternehmenszusammenschlüssen, die eine bestimmte Größe nicht
überschreiten, ist eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Erstellung
eines konsolidierten Abschlusses gerechtfertigt. Es ist daher erforderlich,

▼B
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Höchstgrenzen für eine solche Freistellung festzulegen. Daraus ergibt
sich, daß die Mitgliedstaaten schon das Überschreiten eines der drei
Größenmerkmale für die Nichtanwendung der Ausnahme als ausrei-
chend ansehen oder aber niedrigere Größenmerkmale als die in der
Richtlinie vorgesehenen festlegen können.

Der konsolidierte Abschluß muß ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der ins-
gesamt in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen geben. Zu
diesem Zweck muß die Konsolidierung grundsätzlich alle Unternehmen
des Zusammenschlusses einbeziehen. Im Rahmen dieser Konsolidierung
müssen die betreffenden Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens,
die Erträge und Aufwendungen dieser Unternehmen voll in den konso-
lidierten Abschluß übernommen werden; dabei sind die Anteile der
außerhalb dieses Zusammenschlusses stehenden Personen gesondert an-
zugeben. Es sind jedoch die erforderlichen Berichtigungen vorzuneh-
men, um die Auswirkungen finanzieller Beziehungen zwischen den
konsolidierten Unternehmen wegzulassen.

Eine bestimmte Anzahl von Grundsätzen für die Erstellung der konso-
lidierten Abschlüsse und die Bewertung im Rahmen dieser Abschlüsse
müssen festgelegt werden, um sicherzustellen, daß diese übereinstim-
mende und vergleichbare Vermögenswerte umfassen, sowohl was die
hierauf angewandten Bewertungsmethoden als auch die berücksichtigten
Geschäftsjahre angeht.

Die Beteiligung am Kapital von Unternehmen, bei denen von der Kon-
solidierung betroffene Unternehmen einen maßgeblichen Einfluß aus-
üben, müssen in die konsolidierten Abschlüsse auf der Grundlage der
Equity-Methode einbezogen werden.

Es ist unentbehrlich, daß der Anhang des konsolidierten Abschlusses
genaue Angaben über die zu konsolidierenden Unternehmen enthält.

Bestimmte in der Richtlinie 78/660/EWG ursprünglich übergangsweise
vorgesehene Ausnahmen können vorbehaltlich einer späteren Überprü-
fung aufrechterhalten bleiben —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

1. ABSCHNITT

Voraussetzungen für die Aufstellung des konsolidierten Abschlusses

Artikel 1

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben jedem ihrem Recht unterliegenden
Unternehmen vor, einen konsolidierten Abschluß und einen konsolidier-
ten Lagebericht zu erstellen, wenn dieses Unternehmen (Mutterunter-
nehmen)

a) die Mehrheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschafter ei-
nes Unternehmens (Tochterunternehmens) hat

oder

b) das Recht hat, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Lei-
tungs- oder Aufsichtsorgans eines Unternehmens (Tochterunterneh-
mens) zu bestellen oder abzuberufen und gleichzeitig Aktionär oder
Gesellschafter dieses Unternehmens ist

oder

c) das Recht hat, auf ein Unternehmen (Tochterunternehmen), dessen
Aktionär oder Gesellschafter es ist, einen beherrschenden Einfluß
aufgrund eines mit diesem Unternehmen geschlossenen Vertrags
oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses Unternehmens aus-
zuüben, sofern das Recht, dem dieses Tochterunternehmen unterliegt,

▼B

1983L0349— DE— 01.01.2007 — 007.001— 3



es zuläßt, daß dieses solchen Verträgen oder Satzungsbestimmungen
unterworfen wird. Die Mitgliedstaaten brauchen nicht vorzuschrei-
ben, daß das Mutterunternehmen Aktionär oder Gesellschafter des
Tochterunternehmens sein muß. Mitgliedstaaten, deren Recht derar-
tige Verträge oder Satzungsbestimmungen nicht vorsieht, sind nicht
gehalten, diese Bestimmungen anzuwenden

oder

d) Aktionär oder Gesellschafter eines Unternehmens ist und

aa) allein durch die Ausübung seiner Stimmrechte die Mehrheit
der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsor-
gans dieses Unternehmens (Tochterunternehmens), die wäh-
rend des Geschäftsjahres sowie des vorhergehenden Geschäfts-
jahres bis zur Erstellung des konsolidierten Abschlusses im
Amt sind, bestellt worden sind,

oder

bb) aufgrund einer Vereinbarung mit anderen Aktionären oder Ge-
sellschaftern dieses Unternehmens allein über die Mehrheit der
Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschafter dieses Unter-
nehmens (Tochterunternehmens) verfügt. Die Mitgliedstaaten
können nähere Bestimmungen über Form und Inhalt einer
solchen Vereinbarung treffen.

Die Mitgliedstaaten schreiben mindestens die unter Unterbuchstabe
bb) angeführte Regelung vor.

Sie können die Anwendung von Unterbuchstabe aa) davon abhängig
machen, daß auf die Beteiligung 20 % oder mehr der Stimmrechte
der Aktionäre oder Gesellschafter entfallen.

Unterbuchstabe aa) findet jedoch keine Anwendung, wenn ein ande-
res Unternehmen gegenüber diesem Tochterunternehmen die Rechte
im Sinne der Buchstaben a), b) oder c) hat.

▼M5
(2) Außer in den in Absatz 1 bezeichneten Fällen können die Mit-
gliedstaaten jedem ihrem Recht unterliegenden Unternehmen die Auf-
stellung eines konsolidierten Abschlusses und eines konsolidierten La-
geberichts vorschreiben, wenn:

a) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) einen beherrschenden Ein-
fluss auf oder die Kontrolle über ein anderes Unternehmen (Tochter-
unternehmen) ausüben kann oder tatsächlich ausübt oder

b) dieses Unternehmen (Mutterunternehmen) und ein anderes Unterneh-
men (Tochterunternehmen) unter einheitlicher Leitung des Mutter-
unternehmens stehen.

▼B

Artikel 2

(1) Bei der Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b)
und d) sind den Stimm-, Bestellungs- oder Abberufungsrechten des
Mutterunternehmens die Rechte eines anderen Tochterunternehmens
oder einer Person, die in eigenem Namen, aber für Rechnung des Mut-
terunternehmens oder eines anderen Tochterunternehmens handelt, hin-
zuzurechnen.

(2) Bei der Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a), b)
und d) sind von den in Absatz 1 des vorliegenden Artikels bezeichneten
Rechten die Rechte abzuziehen,

a) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die für Rechnung einer
anderen Person als das Mutterunternehmen oder ein Tochterunter-
nehmen gehalten werden,

oder

▼B
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b) die mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die als Sicherheit ge-
halten werden, sofern diese Rechte nach erhaltenen Weisungen aus-
geübt werden, oder der Besitz dieser Anteile oder Aktien für das
haltende Unternehmen ein laufendes Geschäft im Zusammenhang
mit der Gewährung von Darlehen darstellt, sofern die Stimmrechte
im Interesse des Sicherungsgebers ausgeübt werden.

(3) Für die Anwendung von Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a) und d)
sind von der Gesamtheit der Stimmrechte der Aktionäre oder Gesell-
schafter eines Tochterunternehmens die Stimmrechte abzuziehen, die
mit Aktien oder Anteilen verbunden sind, die von diesem Unternehmen
selbst, von einem seiner Tochterunternehmen oder von einer im eigenen
Namen, aber für Rechnung dieser Unternehmen handelnden Person ge-
halten werden.

Artikel 3

(1) Das Mutterunternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen
sind ohne Rücksicht auf deren Sitz zu konsolidieren; ►M5 Artikel
13 und 15 ◄ bleiben unberührt.

(2) Für die Anwendung von Absatz 1 gilt jedes Tochterunternehmen
eines Tochterunternehmens als das des Mutterunternehmens, das an der
Spitze der zu konsolidierenden Unternehmen steht.

Artikel 4

(1) Das Mutterunternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen
sind zu konsolidierende Unternehmen im Sinne dieser Richtlinie,
wenn entweder das Mutterunternehmen oder eines oder mehrere seiner
Tochterunternehmen eine der folgenden Rechtsformen haben:

a) in Deutschland:

Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesellschaft
mit beschränkter Haftung;

b) in Belgien:

Société anonyme/Naamloze vennootschap, Société en commandite
par actions/Commanditaire vennootschap op aandelen, Société de
personnes à responsabilité limitée/Personenvennootschap met be-
perkte aansprakelijkheid;

c) in Dänemark:

aktieselskaber, kommanditaktieselskaber, anpartsselskaber;

d) in Frankreich:

Société anonyme, Société en commandite par actions, Société à
responsabilité limitée;

e) in Griechenland:

η ανώνυμη εταιρία, η εταιρία περιορισμένης ευθύνης, η εταιρόρ-
ρυθμη κατά μετοχές εταιρία;

f) in Irland:

Public companies limited by shares or by guarantee, Private com-
panies limited by shares or by guarantee;

g) in Italien:

Società per azioni, Società in accomandita per azioni, Società a
responsabilità limitata;

h) in Luxemburg:

▼B
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Société anonyme, Société en commandite par actions, Société à
responsabilité limitée;

i) in den Niederlanden:

Naamloze vennootschap, Besloten vennootschap met beperkte aan-
sprakelijkheid;

j) im Vereinigten Königreich:

Public companies limited by shares or by guarantee, Private com-
panies limited by shares or by guarantee;

▼A1
k) in Spanien:

la sociedad anónima, la sociedad comanditaria por acciones, la
sociedad de responsabilidad limitada;

l) in Portugal:

a sociedade anónima de responsabilidade limitada, a sociedade em
comandita por acções, a sociedade por quotas de responsabilidade
limitada;

▼A2
m) in Österreich:

die Aktiengesellschaft, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung;

n) in Finnland:

osakeythiö/aktiebolag;

o) in Schweden:

aktiebolag;
▼A3

p) in der Tschechischen Republik:

společnost s ručením omezeným, akciová společnost;

q) in Estland:

aktsiaselts, osaühing;

r) in Zypern:

Δημόσιες εταιρείες περιορισμένης ευθύνης με μετοχές ή με εγ-
γύηση, ιδιωτικές εταιρείες περιορισμένης ευθύνης με μετοχές ή
με εγγύηση;

s) in Lettland:

akciju sabiedrība, sabiedrība ar ierobežotu atbildību;

t) in Litauen:

akcinės bendrovės, uždarosios akcinės bendrovės;

u) in Ungarn:

részvénytársaság, korlátolt felelősségű társaság;

v) in Malta:

kumpanija pubblika —public limited liability company,kumpannija
privata —private limited liability company,

soċjeta in akkomandita bil-kapital maqsum f'azzjonijiet —part-
nership en commandite with the capital divided into shares;

w) in Polen:

spółka akcyjna, spółka z ograniczoną odpowiedzialnością, spółka
komandytowo-akcyjna;

▼B
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x) in Slowenien:

delniška družba, družba z omejeno odgovornostjo, komanditna
delniška družba;

y) in der Slowakei:

akciová spoločnosť, spoločnosť s ručením obmedzeným;
▼M8

z) in Bulgarien:

акционерно дружество, дружество с ограничена отговорност,
командитно дружество с акции;

aa) in Rumänien:

societate pe acţiuni, societate cu răspundere limitată, societate în
comandită pe acţiuni.

▼M3
Unterabsatz 1 findet auch Anwendung, wenn entweder das Mutterun-
ternehmen oder eines oder mehrere seiner Tochterunternehmen eine der
in Artikel 1 Absatz 1 Unterabsätze 2 oder 3 der Richtlinie 78/660/EWG
bezeichneten Rechtsformen haben.

(2) Die Mitgliedstaaten können jedoch eine Befreiung von der in
Artikel 1 Absatz 1 genannten Verpflichtung vorsehen, wenn das Mutter-
unternehmen nicht eine der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels oder
in Artikel 1 Absatz 1 Unterabsätze 2 oder 3 der Richtlinie 78/660/EWG
bezeichneten Rechtsformen hat.

▼B

Artikel 5

(1) Die Mitgliedstaaten können eine Befreiung von der in Artikel 1
Absatz 1 bezeichneten Verpflichtung vorsehen, wenn das Mutterunter-
nehmen eine Beteiligungsgesellschaft im Sinne des Artikels 5 Absatz 3
der Richtlinie 78/660/EWG ist und

a) während des Geschäftsjahres weder mittelbar noch unmittelbar in die
Verwaltung des Tochterunternehmens eingegriffen hat, und

b) das mit der Beteiligung verbundene Stimmrecht bei der Bestellung
eines Mitglieds des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans
eines Tochterunternehmens während des Geschäftsjahres sowie der
fünf vorhergehenden Geschäftsjahre nicht ausgeübt hat oder, falls die
Ausübung des Stimmrechts für die Tätigkeit des Verwaltungs-,
Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Tochterunternehmens
notwendig war, sofern kein mit der Mehrheit der Stimmrechte betei-
ligter Aktionär oder Gesellschafter des Mutterunternehmens und kein
Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans dieses
Unternehmens oder seines mit der Mehrheit der Stimmrechte betei-
ligten Aktionärs oder Gesellschafters den Verwaltungs-, Leitungs-
oder Aufsichtsorganen des Tochterunternehmens angehört und die
so bestellten Mitglieder dieser Organe ihr Amt ohne Einmischung
oder Einflußnahme des Mutterunternehmens oder eines seiner Toch-
terunternehmen ausgeübt haben und

c) Darlehen nur solchen Unternehmen gewährt hat, an denen es eine
Beteiligung besitzt. Sind Darlehen an andere Empfänger gegeben
worden, so müssen diese bis zum Stichtag des Jahresabschlusses
für das vorhergehende Geschäftsjahr zurückgezahlt worden sein, und

d) die Befreiung von einer Behörde nach Prüfung der vorstehend aufge-
führten Voraussetzungen erteilt worden ist.

(2) a) Wird eine Beteiligungsgesellschaft befreit, so findet Artikel 43
Absatz 2 der Richtlinie 78/660/EWG von dem in Artikel 49
Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkt an keine Anwendung auf den
Jahresabschluß dieser Gesellschaft im Hinblick auf Mehrheits-
beteiligungen an ihren Tochterunternehmen.

▼A3
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b) Die für Mehrheitsbeteiligungen nach Artikel 43 Absatz 1
Ziffer 2 der Richtlinie 78/660/EWG vorgeschriebenen
Angaben brauchen nicht gemacht zu werden, soweit sie
geeignet sind, der Gesellschaft, ihren Aktionären oder
Gesellschaftern oder einem ihrer Tochterunternehmen einen
erheblichen Nachteil zuzufügen. Die Mitgliedstaaten können
dazu die vorherige Zustimmung einer Verwaltungsbehörde
oder eines Gerichts verlangen. Das Unterlassen dieser
Angaben ist im Anhang zu erwähnen.

Artikel 6

(1) Die Mitgliedstaaten können ferner von der in Artikel 1 Absatz 1
bezeichneten Verpflichtung unbeschadet von Artikel 4 Absatz 2 und
Artikel 5 befreien, wenn zum Bilanzstichtag des Mutterunternehmens
die zu konsolidierenden Unternehmen insgesamt aufgrund ihrer letzten
Jahresabschlüsse zwei der drei in Artikel 27 der Richtlinie 78/660/EWG
bezeichneten Größenmerkmale nicht überschreiten.

(2) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß bei
der Berechnung der vorgenannten Größenmerkmale weder die
Verrechnung nach Artikel 19 Absatz 1 noch die Weglassung nach
Artikel 26 Absatz 1 Buchstaben a) und b) vorgenommen wird. In
diesem Fall werden die Größenmerkmale in bezug auf die Bilanzsumme
und die Nettoumsatzerlöse um 20 % erhöht.

(3) Auf die genannten Größenmerkmale ist Artikel 12 der Richtlinie
78/660/EWG anwendbar.

▼M5
(4) Dieser Artikel findet keine Anwendung, wenn eines der zu
konsolidierenden Unternehmen eine Gesellschaft ist, deren Wertpapiere
in einem Mitgliedstaat zum Handel an einem geregelten Markt im Sinne
des Artikels 1 Nummer 13 der Richtlinie 93/22/EWG des Rates vom 10.
Mai 1993 über Wertpapierdienstleistungen (1) zugelassen sind.

__________

▼B

Artikel 7

(1) Die Mitgliedstaaten befreien, unbeschadet von Artikel 4 Absatz 2
und der Artikel 5 und 6, jedes ihrem Recht unterliegende Mutterunter-
nehmen, das gleichzeitig Tochterunternehmen ist, von der in Artikel 1
Absatz 1 genannten Verpflichtung, sofern dessen Mutterunternehmen
dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegt, in den folgenden zwei Fällen:

a) das Mutterunternehmen besitzt sämtliche Aktien oder Anteile des
befreiten Unternehmens. Die Aktien oder Anteile dieses Unter-
nehmens, die aufgrund einer gesetzlichen oder satzungsmäßigen
Verpflichtung von Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgans gehalten werden, werden nicht berücksichtigt,

b) das Mutterunternehmen besitzt 90 % oder mehr der Aktien oder
Anteile des befreiten Unternehmens und die anderen Aktionäre
dieses Unternehmens haben der Befreiung zugestimmt.

▼M5
__________

▼B
(2) Die Befreiung hängt von folgenden Voraussetzungen ab:

▼B
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a) Das befreite Unternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen sind
unbeschadet der ►M5 Artikel 13 und 15 ◄ in den konsolidierten
Abschluß eines größeren Kreises von Unternehmen einbezogen
worden, dessen Mutterunternehmen dem Recht eines Mitgliedstaats
unterliegt;

b) aa) Der unter Buchstabe a) bezeichnete konsolidierte Abschluß
und der konsolidierte Lagebericht des größeren Kreises von
Unternehmen sind von dem Mutterunternehmen dieses
Kreises von Unternehmen im Einklang mit dieser Richtlinie
nach dem Recht des Mitgliedstaats erstellt und geprüft worden,
dem das Mutterunternehmen unterliegt;

bb) der unter Buchstabe a) bezeichnete konsolidierte Abschluß, der
konsolidierte Lagebericht nach Unterbuchstabe aa) sowie der
Bericht, der mit der Prüfung dieses Abschlusses beauftragten
Person und gegebenenfalls die in Artikel 9 bezeichneten
Unterlagen sind von dem befreiten Unternehmen nach dem
Recht des Mitgliedstaats, dem dieses Unternehmen unterliegt,
nach Artikel 38 offengelegt worden. Der betreffende
Mitgliedstaat kann vorschreiben, daß die genannten Unterlagen
in seiner Amtssprache offengelegt werden und die Über-
setzung dieser Unterlagen beglaubigt wird.

c) Der Anhang des Jahresabschlusses des befreiten Unternehmens
enthält:

aa) Name und Sitz des Mutterunternehmens, das den unter
Buchstabe a) bezeichneten konsolidierten Abschluß aufstellt,
und

bb) einen Hinweis auf die Befreiung von der Verpflichtung, einen
konsolidierten Abschluß und einen konsolidierten Lagebericht
aufzustellen.

▼M5
(3) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Unternehmen, deren
Wertpapiere in einem Mitgliedstaat zum Handel an einem geregelten
Markt im Sinne des Artikels 1 Nummer 13 der Richtlinie 93/22/EWG
zugelassen sind.

▼B

Artikel 8

(1) Die Mitgliedstaaten können in den von Artikel 7 Absatz 1 nicht
erfaßten Fällen unbeschadet von Artikel 4 Absatz 2 und der Artikel 5
und 6 jedes ihrem Recht unterliegende Mutterunternehmen, das gleich-
zeitig Tochterunternehmen ist, dessen eigenes Mutterunternehmen dem
Recht eines Mitgliedstaats unterliegt, von der in Artikel 1 Absatz 1
genannten Verpflichtung befreien, wenn alle in Artikel 7 Absatz 2
bezeichneten Voraussetzungen erfüllt sind und Aktionäre oder
Gesellschafter des befreiten Unternehmens, die einen Mindestpro-
zentsatz des gezeichneten Kapitals dieses Unternehmens besitzen,
nicht spätestens sechs Monate vor dem Ablauf des Geschäftsjahres die
Aufstellung eines konsolidierten Abschlusses verlangt haben. Die
Mitgliedstaaten dürfen diesen Prozentsatz für Aktiengesellschaften und
Kommanditgesellschaften auf Aktien auf nicht höher als 10 % und für
Unternehmen in anderer Rechtsform auf nicht höher als 20 % festlegen.

(2) Ein Mitgliedstaat kann die Befreiung nicht davon abhängig
machen, daß das Mutterunternehmen, das den in Artikel 7 Absatz 2
Buchstabe a) bezeichneten konsolidierten Abschluß aufstellt, ebenfalls
seinem Recht unterliegt.

(3) Ein Mitgliedstaat kann die Befreiung nicht von Bedingungen
bezüglich der Aufstellung und Prüfung des in Artikel 7 Absatz 2
Buchstabe a) bezeichneten konsolidierten Abschlusses abhängig
machen.

▼B
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Artikel 9

(1) Die Mitgliedstaaten können die in den Artikeln 7 und 8 vorge-
sehene Befreiung davon abhängig machen, daß zusätzliche Angaben in
Übereinstimmung mit dieser Richtlinie in dem in Artikel 7 Absatz 2
Buchstabe a) genannten konsolidierten Abschluß oder in einer als
Anhang beigefügten Unterlage erfolgen, sofern diese Angaben auch
von den dem Recht dieses Mitgliedstaats unterliegenden Unternehmen,
die zur Aufstellung eines konsolidierten Abschlusses verpflichtet sind
und sich in derselben Lage befinden, verlangt werden.

(2) Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten die Befreiung davon
abhängig machen, daß im Anhang zu dem in Artikel 7 Absatz 2
Buchstabe a) bezeichneten konsolidierten Abschluß oder im
Jahresabschluß des befreiten Unternehmens für den Kreis von Unter-
nehmen, deren Mutterunternehmen sie von der Aufstellung eines konso-
lidierten Abschlusses befreien, alle oder einige der folgenden Angaben
gemacht werden:

— Höhe des Anlagevermögens,

— Nettoumsatzerlöse,

— Jahresergebnis und Eigenkapital,

— Zahl der im Geschäftsjahr durchschnittlich beschäftigten Arbeit-
nehmer.

Artikel 10

Die Artikel 7 bis 9 berühren nicht die Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Aufstellung eines konsolidierten Abschlusses oder eines
konsolidierten Lageberichts

— sofern diese Unterlagen zur Unterrichtung der Arbeitnehmer oder
ihrer Vertreter verlangt werden

oder

— auf Verlangen einer Verwaltungsbehörde oder eines Gerichts für
deren Zwecke.

Artikel 11

(1) Die Mitgliedstaaten können unbeschadet von Artikel 4 Absatz 2
und der Artikel 5 und 6 jedes ihrem Recht unterliegende Mutterunter-
nehmen, das gleichzeitig Tochterunternehmen eines nicht dem Recht
eines Mitgliedstaats unterliegenden Mutterunternehmens ist, von der in
Artikel 1 Absatz 1 genannten Verpflichtung befreien, wenn alle
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) das befreite Unternehmen sowie alle seine Tochterunternehmen
werden unbeschadet der ►M5 Artikel 13 und 15 ◄ in den konso-
lidierten Abschluß eines größeren Kreises von Unternehmen
einbezogen;

b) der unter Buchstabe a) bezeichnete konsolidierte Abschluß und gege-
benenfalls der konsolidierte Lagebericht sind entweder nach dieser
Richtlinie oder derart erstellt worden, daß sie einem nach dieser
Richtlinie erstellten konsolidierten Abschluß und konsolidierten
Lagebericht gleichwertig sind;

c) der unter Buchstabe a) bezeichnete konsolidierte Abschluß ist von
einer oder mehreren Personen geprüft worden, die aufgrund des
Rechts, dem das Unternehmen unterliegt, das diesen Abschluß
aufgestellt hat, zur Prüfung von Jahresabschlüssen zugelassen sind.

(2) Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b) Unterbuchstabe bb), Buchstabe
c) sowie die Artikel 8 bis 10 finden Anwendung.

▼B
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(3) Ein Mitgliedstaat darf Befreiungen nach dem vorliegenden
Artikel nur insoweit vorsehen, als er die gleichen Befreiungen auch
nach den Artikeln 7 bis 10 vorsieht.

Artikel 12

(1) Unbeschadet der Artikel 1 bis 10 können die Mitgliedstaaten
jedem ihrem Recht unterliegenden Unternehmen vorschreiben, einen
konsolidierten Abschluß und einen konsolidierten Lagebericht aufzus-
tellen, wenn

a) dieses Unternehmen sowie ein oder mehrere andere Unternehmen,
die untereinander nicht in der in Artikel 1 Absatz 1 oder 2
bezeichneten Beziehung stehen, aufgrund eines mit diesem Unter-
nehmen geschlossenen Vertrages oder einer Satzungsbestimmung
dieser Unternehmen einer einheitlichen Leitung unterstehen oder

b) das Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan dieses Unter-
nehmens sowie dasjenige eines oder mehrerer Unternehmen, die
miteinander nicht in der in Artikel 1 Absatz 1 oder 2 bezeichneten
Beziehung stehen, sich mehrheitlich aus denselben Personen zusam-
mensetzen, die während des Geschäftsjahres und bis zur Aufstellung
des konsolidierten Abschlusses im Amt sind.

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 sind die Unternehmen, die unter-
einander in der in Absatz 1 bezeichneten Beziehung stehen, sowie jedes
ihrer Tochterunternehmen zu konsolidierende Unternehmen im Sinne
dieser Richtlinie, sofern eines oder mehrere dieser Unternehmen eine
der in Artikel 4 genannten Rechtsformen haben.

(3) Artikel 3, Artikel 4 Absatz 2, die Artikel 5 und 6, die Artikel 13
bis 28, Artikel 29 Absätze 1, 3, 4 und 5, die Artikel 30 bis 38 sowie
Artikel 39 Absatz 2 finden Anwendung auf den konsolidierten Abschluß
und konsolidierten Lagebericht nach dem vorliegenden Artikel; die
Hinweise auf das Mutterunternehmen sind als Bezugnahme auf die in
Absatz 1 bezeichneten Unternehmen anzusehen. Jedoch sind
unbeschadet von Artikel 19 Absatz 2 die in den konsolidierten
Abschluß einzubeziehenden Posten: „Kapital“, „Agio“, „Neubewer-
tungsrücklage“, „Rücklagen“, „Ergebnisvortrag“ und „Jahresergebnis“
die addierten Beträge der jeweiligen Posten sämtlicher in Absatz 1
bezeichneter Unternehmen.

Artikel 13

(1) Ein Unternehmen braucht nicht in die Konsolidierung einbezogen
zu werden, wenn es im Hinblick auf die Zielsetzung des Artikels 16
Absatz 3 nur von untergeordneter Bedeutung ist.

(2) Entsprechen mehrere Unternehmen den Voraussetzungen des
Absatzes 1, so sind diese Unternehmen dennoch in die Konsolidierung
einzubeziehen, sofern sie insgesamt im Hinblick auf die Zielsetzung von
Artikel 16 Absatz 3 nicht von untergeordneter Bedeutung sind.

(3) Außerdem braucht ein Unternehmen auch dann nicht in die
Konsolidierung einbezogen zu werden, wenn

a) erhebliche und andauernde Beschränkungen

aa) die Ausübung der Rechte des Mutterunternehmens in bezug
auf Vermögen oder Geschäftsführung dieses Unternehmens
oder

bb) die Ausübung der einheitlichen Leitung dieses Unternehmens,
das in der in Artikel 12. Absatz 1 bezeichneten Beziehung
steht,

nachhaltig beeinträchtigen,

▼B
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b) die für die Aufstellung eines konsolidierten Beschlusses nach dieser
Richtlinie erforderlichen Angaben nicht ohne unverhältnismäßig
hohe Kosten oder Verzögerungen zu erhalten sind,

c) die Anteile oder Aktien dieses Unternehmens ausschließlich zum
Zwecke ihrer Weiterveräußerung gehalten werden.

▼M5
__________

▼B

Artikel 15

(1) Sofern ein Mutterunternehmen, das keine gewerbliche Tätigkeit
ausübt und keinen Handel treibt, aufgrund einer Vereinbarung mit
einem oder mehreren nicht in die Konsolidierung einbezogenen Unter-
nehmen Aktien oder Anteile eines Tochterunternehmens hält, können
die Mitgliedstaaten gestatten, daß dieses Mutterunternehmen in
Anwendung des Artikels 16 Absatz 3 nicht in die Konsolidierung
einbezogen wird.

(2) Der Jahresabschluß des Mutterunternehmens ist dem konsoli-
dierten Abschluß beizufügen.

(3) Wird von dieser Ausnahme Gebrauch gemacht, ist entweder
Artikel 59 der Richtlinie 78/660/EWG auf den Jahresabschluß des
Mutterunternehmens anzuwenden oder sind die Angaben, die sich aus
einer Anwendung der genannten Vorschrift ergeben würden, im Anhang
zu machen.

2. ABSCHNITT

Art und Weise der Aufstellung des konsolidierten Abschlusses

Artikel 16

(1) Der konsolidierte Abschluß besteht aus der konsolidierten Bilanz,
der konsolidierten Gewinn- und Verlustrechnung sowie dem Anhang.
Diese Unterlagen bilden eine Einheit.

▼M5
Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass der konso-
lidierte Abschluss zusätzlich zu den in Unterabsatz 1 genannten
Unterlagen weitere Bestandteile umfasst.

▼B
(2) Der konsolidierte Abschluß ist klar und übersichtlich aufzustellen
und hat dieser Richtlinie zu entsprechen.

(3) Der konsolidierte Abschluß hat ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
der Gesamtheit der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen
zu vermitteln.

(4) Reicht die Anwendung dieser Richtlinie nicht aus, um ein den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild im Sinne des Absatzes
3 zu vermitteln, so sind zusätzliche Angaben zu machen.

(5) Ist in Ausnahmefällen die Anwendung einer Vorschrift der
Artikel 17 bis 35 und des Artikels 39 mit der in Absatz 3 vorgesehenen
Verpflichtung unvereinbar, so muß von der betreffenden Vorschrift
abgewichen werden, damit ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild im Sinne des Absatzes 3 vermittelt wird. Eine solche
Abweichung ist im Anhang zu erwähnen und hinreichend zu
begründen; ihr Einfluß auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
ist darzulegen. Die Mitgliedstaaten können die Ausnahmefälle
bezeichnen und die entsprechende Ausnahmeregelung festlegen.

▼B
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(6) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß in
dem konsolidierten Abschluß neben den Angaben, die aufgrund der
vorliegenden Richtlinie erforderlich sind, weitere Angaben gemacht
werden.

Artikel 17

(1) Für die Gliederung des konsolidierten Abschlusses gelten die
►M5 Artikel 3 bis 10a ◄, 13 bis 26 und 28 bis 30 der Richtlinie
78/660/EWG unbeschadet der Bestimmungen der vorliegenden Rich-
tlinie und unter Berücksichtigung der Anpassungen, die sich aus den
besonderen Merkmalen eines konsolidierten Abschlusses im Vergleich
zum Jahresabschluß zwangsläufig ergeben.

(2) Die Mitgliedstaaten können bei Vorliegen besonderer Umstände,
die einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern, gestatten, daß die
Vorräte in dem konsolidierten Abschluß zusammengefaßt werden.

Artikel 18

Die Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens der in die Konsoli-
dierung einbezogenen Unternehmen werden vollständig in die konsoli-
dierte Bilanz übernommen.

Artikel 19

(1) Die Buchwerte der Anteile oder Aktien am Kapital der in die
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen werden mit dem auf sie
entfallenden Teil des Eigenkapitals der in die Konsolidierung einbe-
zogenen Unternehmen verrechnet.

a) Die Verrechnung erfolgt auf der Grundlage der Buchwerte zu dem
Zeitpunkt, zu dem diese Unternehmen erstmalig in die Konsoli-
dierung einbezogen werden. Die sich bei der Verrechnung erge-
benden Unterschiedsbeträge werden, soweit möglich, unmittelbar
unter Posten der konsolidierten Bilanz verbucht, deren Wert höher
oder niedriger ist als ihr Buchwert.

b) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß die
Verrechnung auf der Grundlage der Werte der feststellbaren Aktiva
und Passiva des zu konsolidierenden Unternehmens zum Zeitpunkt
des Erwerbs der Anteile oder Aktien erfolgt oder, beim Erwerb zu
verschiedenen Zeitpunkten, zu dem Zeitpunkt, zu dem das Unter-
nehmen Tochterunternehmen geworden ist.

c) Ein nach Buchstabe a) verbleibender oder nach Buchstabe b) entste-
hender Unterschiedsbetrag ist in der konsolidierten Bilanz unter
einem gesonderten Posten mit entsprechender Bezeichnung auszu-
weisen. Der Posten, die angewendeten Methoden und wesentliche
Änderungen gegenüber dem Vorjahr sind im Anhang zur Bilanz
zu erläutern. Läßt ein Mitgliedstaat eine Verrechnung von
positiven mit negativen Unterschiedsbeträgen zu, so sind diese
ebenfalls im Anhang aufzugliedern.

(2) Absatz 1 gilt jedoch nicht für Anteile oder Aktien am Kapital des
Mutterunternehmens, die sich im Besitz des Mutterunternehmens selbst
oder eines anderen in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmens
befinden. Diese Anteile oder Aktien werden im konsolidierten Abschluß
als eigene Aktien oder Anteile nach der Richtlinie 78/660/EWG
betrachtet.

▼B
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Artikel 20

(1) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß der
Buchwert der Anteile oder Aktien am Kapital eines in die Konsoli-
dierung einbezogenen Unternehmens nur mit dem auf ihn entfallenden
Anteil des Kapitals verrechnet wird, sofern

a) die Anteile oder Aktien mindestens 90 v. H. des Nennbetrags oder,
falls kein Nennbetrag vorhanden ist, des rechnerischen Wertes der
Anteile oder Aktien dieses Unternehmens ausmachen, die keine
Anteile im Sinne des Artikels 29 Absatz 2 Buchstabe a) der Rich-
tlinie 77/91/EWG (1) sind,

b) der Hundertsatz, auf den in Buchstabe a) Bezug genommen wird, im
Wege einer Vereinbarung erreicht wird, die die Ausgabe von
Anteilen oder Aktien durch ein in die Konsolidierung einbezogenes
Unternehmen vorsieht,

c) die in Buchstabe b) bezeichnete Vereinbarung keine Barzahlung
vorsieht, die über 10 v. H. des Nennbetrags oder, falls kein Nenn-
betrag vorhanden ist, des rechnerischen Wertes der ausgegebenen
Anteile oder Aktien hinausgeht.

(2) Der Unterschiedsbetrag nach Absatz 1 wird je nach Lage des
Falles den konsolidierten Rücklagen zugerechnet oder von ihnen
abgezogen.

(3) Die Anwendung der Methode nach Absatz 1, die sich daraus
ergebenden Veränderungen der Rücklagen sowie der Name und Sitz
der betreffenden Unternehmen sind im Anhang anzugeben.

Artikel 21

Die Beträge, die den Anteilen oder Aktien entsprechen, welche sich bei
konsolidierten Tochterunternehmen im Besitz von anderen Personen als
den in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen befinden, werden
in der konsolidierten Bilanz unter einem gesonderten Posten mit
entsprechender Bezeichnung ausgewiesen.

Artikel 22

Die Aufwendungen und Erträge der in die Konsolidierung einbezogenen
Unternehmen werden vollständig in die konsolidierte Gewinn- und
Verlustrechnung übernommen.

Artikel 23

Die Beträge aus dem Ergebnis von konsolidierten Tochterunternehmen,
die den Aktien oder Anteilen entsprechen, welche sich im Besitz
anderer Personen als den in die Konsolidierung einbezogenen Unter-
nehmen befinden, werden in der konsolidierten Gewinn- und Verlus-
trechnung unter einem gesonderten Posten mit entsprechender
Bezeichnung ausgewiesen.

Artikel 24

Der konsolidierte Abschluß ist nach den Grundsätzen der Artikel 25 bis
28 aufzustellen.

▼B
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Artikel 25

(1) In der Anwendung der Konsolidierungsmethoden soll Stetigkeit
bestehen.

(2) Abweichungen von Absatz 1 sind in Ausnahmefällen zulässig.
Wird von diesen Abweichungen Gebrauch gemacht, so sind sie im
Anhang anzugeben und hinreichend zu begründen; ihr Einfluß auf die
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage aller in die Konsolidierung einbe-
zogenen Unternehmen ist anzugeben.

Artikel 26

(1) Im konsolidierten Abschluß sind Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen so
auszuweisen, als ob sie ein einziges Unternehmen wären. Insbesondere
werden in dem konsolidierten Abschluß

a) Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen in die Konsolidierung
einbezogenen Unternehmen weggelassen;

b) Aufwendungen und Erträge aus Geschäften zwischen in die Konso-
lidierung einbezogenen Unternehmen weggelassen;

c) Gewinne und Verluste aus Geschäften zwischen in die Konsoli-
dierung einbezogenen Unternehmen, die in den Buchwert der
Aktiva eingehen, weggelassen. Bis zu einer späteren Koordinierung
können die Mitgliedstaaten jedoch zulassen, daß diese Weglassungen
nach dem auf das Mutterunternehmen entfallenden Anteil am Kapital
der einzelnen in die Konsolidierung einbezogenen Tochterunter-
nehmen erfolgen.

(2) Die Mitgliedstaaten können Abweichungen von Absatz 1
Buchstabe c) zulassen, wenn das Geschäft zu normalen Marktbedin-
gungen geschlossen wird und die Weglassung des Gewinns oder
Verlustes einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern würde.
Abweichungen von dem Grundsatz sind im Anhang anzugeben und,
wenn ihr Einfluß auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage aller
in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen bedeutend ist, zu
erläutern.

(3) Abweichungen von Absatz 1 Buchstaben a), b) und c) sind
zulässig, wenn die betreffenden Beträge in bezug auf das Ziel des
Artikels 16 Absatz 3 nur von untergeordneter Bedeutung sind.

Artikel 27

(1) Der konsolidierte Abschluß wird zum selben Stichtag wie der
Jahresabschluß des Mutterunternehmens aufgestellt.

(2) Jedoch können die Mitgliedstaaten mit Rücksicht auf den Bilanz-
stichtag der Mehrzahl oder der bedeutendsten der konsolidierten Unter-
nehmen gestatten oder vorschreiben, daß der konsolidierte Abschluß zu
einem anderen Zeitpunkt aufgestellt wird. Wird von dieser Abweichung
Gebrauch gemacht, so ist dies im Anhang zum konsolidierten Abschluß
anzugeben und hinreichend zu begründen. Außerdem sind Vorgänge
von besonderer Bedeutung für die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
eines konsolidierten Unternehmens, die zwischen dem Bilanzstichtag
dieses Unternehmens und dem Stichtag des konsolidierten Abschlusses
eingetreten sind, zu berücksichtigen oder anzugeben.

(3) Liegt der Bilanzstichtag eines Unternehmens um mehr als drei
Monate vor dem Stichtag des konsolidierten Abschlusses, so wird dieses
Unternehmen aufgrund eines auf den Stichtag des konsolidierten
Abschlusses aufgestellten Zwischenabschlusses konsolidiert.

▼B
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Artikel 28

Hat sich die Zusammensetzung aller in die Konsolidierung einbe-
zogenen Unternehmen im Laufe des Geschäftsjahres erheblich
geändert, so sind in den konsolidierten Abschluß Angaben aufzu-
nehmen, die es ermöglichen, die aufeinanderfolgenden konsolidierten
Abschlüsse sinnvoll zu vergleichen. Bei einer bedeutenden Änderung
können die Mitgliedstaaten im übrigen vorschreiben oder zulassen,
dieser Verpflichtung dadurch nachzukommen, daß eine geänderte Eröff-
nungsbilanz und eine geänderte Gewinn- und Verlustrechnung
aufgestellt werden.

Artikel 29

▼M4
(1) Die in die Konsolidierung einzubeziehenden Gegenstände des
Aktiv- und Passivvermögens werden nach einheitlichen Methoden und
in Übereinstimmung mit den Abschnitten 7 und 7a und Artikel 60 der
Richtlinie 78/660/EWG bewertet.

▼B
(2) a) Das Unternehmen, das den konsolidierten Abschluß aufstellt,

hat dieselben Bewertungsmethoden anzuwenden wie
diejenigen, welche es auf seinen eigenen Jahresabschluß
anwendet. Jedoch können die Mitgliedstaaten die
Anwendung anderer Bewertungsmethoden gestatten oder vors-
chreiben, soweit diese mit den vorstehend bezeichneten
Artikeln der Richtlinie 78/660/EWG übereinstimmen.

b) Wird von diesen Abweichungen Gebrauch gemacht, so sind
sie im Anhang des konsolidierten Abschlusses anzugeben und
hinreichend zu begründen.

(3) Sofern in die Konsolidierung einbezogene Gegenstände des
Aktiv- und Passivvermögens in den Jahresabschlüssen von in die
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen nach Methoden bewertet
worden sind, die sich von den auf die Konsolidierung angewendeten
Methoden unterscheiden, sind diese Vermögensgegenstände nach den
letzteren Methoden neuzubewerten, es sei denn, daß das Ergebnis
dieser Neubewertung in bezug auf die Zielsetzung des Artikels 16
Absatz 3 nur von untergeordneter Bedeutung ist. Abweichungen von
diesem Grundsatz sind in Ausnahmefällen zulässig. Sie sind im Anhang
zum konsolidierten Abschluß anzugeben und hinreichend zu begründen.

(4) In der konsolidierten Bilanz und in der konsolidierten Gewinn-
und Verlustrechnung ist der Konsolidierungsunterschied zwischen dem
Steueraufwand, der dem Geschäftsjahr und den früheren Geschäftsjahren
zugerechnet wird und den für diese Geschäftsjahre bereits gezahlten
oder zu zahlenden Steuern zu berücksichtigen, soweit sich daraus
wahrscheinlich für eines der konsolidierten Unternehmen in absehbarer
Zukunft ein tatsächlicher Aufwand ergibt.

(5) Sofern bei einem in die Konsolidierung einbezogenen Gegenstand
des Aktivvermögens eine außerordentliche Wertberichtigung allein für
die Anwendung steuerlicher Vorschriften vorgenommen worden ist, darf
dieser Vermögensgegenstand erst nach Wegfall dieser Berichtigung in
den konsolidierten Abschluß übernommen werden. Jedoch können die
Mitgliedstaaten gestatten oder vorschreiben, daß ein solcher Vermögen-
sgegenstand auch ohne Wegfall der Wertberichtigungen in den konso-
lidierten Abschluß übernommen wird, sofern der Betrag der Wertber-
ichtigungen im Anhang zum konsolidierten Abschluß angegeben und
hinreichend begründet wird.

▼B
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Artikel 30

(1) Der in Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe c) bezeichnete gesonderte
Posten, der einem positiven Konsolidierungsunterschied entspricht, wird
nach den Vorschriften für den Posten „Geschäfts- oder Firmenwert“ der
Richtlinie 78/660/EWG behandelt.

(2) Die Mitgliedstaaten können zulassen, daß der positive Konsoli-
dierungsunterschied unmittelbar und offen von Rücklagen abgezogen
wird.

Artikel 31

Der Betrag unter dem in Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe c) bezeichneten
Posten, der einem negativen Konsolidierungsunterschied entspricht, darf
in die konsolidierte Gewinn- und Verlustrechnung nur übernommen
werden,

a) wenn dieser Unterschiedsbetrag einer zum Zeitpunkt des Erwerbs
erwarteten ungünstigen Entwicklung der künftigen Ergebnisse des
betreffenden Unternehmens oder erwarteten Aufwendungen
entspricht, soweit sich diese Erwartungen erfüllen,

oder

b) soweit dieser Unterschiedsbetrag einem realisierten Gewinn
entspricht.

Artikel 32

(1) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß,
sofern ein in die Konsolidierung einbezogenes Unternehmen
gemeinsam mit einem oder mehreren nicht in die Konsolidierung einbe-
zogenen Unternehmen ein anderes Unternehmen leitet, dieses
entsprechend dem Anteil der Rechte, die darin von dem in die Konso-
lidierung einbezogenen Unternehmen gehalten werden, in den konsoli-
dierten Abschluß einbezogen wird.

(2) Die Artikel 13 bis 31 finden sinngemäß auf die in Absatz 1
bezeichnete Quotenkonsolidierung Anwendung.

(3) Im Falle der Anwendung des vorliegenden Artikels ist Artikel 33
nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen, das einer Quotenkonsoli-
dierung unterliegt, ein assoziiertes Unternehmen im Sinne von Artikel
33 ist.

Artikel 33

(1) Wird von einem in die Konsolidierung einbezogenen Unter-
nehmen ein maßgeblicher Einfluß auf die Geschäfts- und Finanzpolitik
eines nicht in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmens (asso-
ziiertes Unternehmen ausgeübt, an dem eine Beteiligung im Sinne des
Artikels 17 der Richtlinie 78/660/EWG besteht, so ist diese Beteiligung
in der konsolidierten Bilanz unter einem gesonderten Posten mit
entsprechender Bezeichnung auszuweisen. Es wird vermutet, daß ein
Unternehmen einen maßgeblichen Einfluß auf ein anderes Unternehmen
ausübt, wenn es 20 % oder mehr der Stimmrechte der Aktionäre oder
Gesellschafter dieses Unternehmens hat. Artikel 2 findet Anwendung.

(2) Bei der erstmaligen Anwendung des vorliegenden Artikels auf
eine Beteiligung im Sinne von Absatz 1 wird diese in der konsolidierten
Bilanz wie folgt ausgewiesen:

a) entweder mit dem Buchwert im Einklang mit den Bewertungsregeln
der Richtlinie 78/660/EWG; dabei wird der Unterschiedsbetrag
zwischen diesem Wert und dem Betrag, der dem auf diese Betei-

▼B
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ligung entfallenden Teil des Eigenkapitals entspricht, in der konso-
lidierten Bilanz oder im Anhang gesondert ausgewiesen; dieser
Unterschiedsbetrag wird zu dem Zeitpunkt berechnet, zu dem die
Methode erstmalig angewendet wird,

b) oder mit dem Betrag, der dem auf die Beteiligung entfallenden Teil
des Eigenkapitals des assoziierten Unternehmens entspricht; dabei
wird der Unterschiedsbetrag zwischen diesem Betrag und dem
Buchwert im Einklang mit den Bewertungsregeln der Richtlinie
78/660/EWG in der konsolidierten Bilanz oder im Anhang
gesondert ausgewiesen; dieser Unterschiedsbetrag wird zu dem
Zeitpunkt berechnet, an dem die Methode erstmalig angewendet
wird.

c) Die Mitgliedstaaten können die Anwendung nur eines dieser Buch-
staben vorschreiben. In der konsolidierten Bilanz oder im Anhang ist
anzugeben, ob von Buchstabe a) oder Buchstabe b) Gebrauch
gemacht worden ist.

d) Ferner können die Mitgliedstaaten für die Anwendung des Buch-
stabens a) oder b) gestatten oder vorschreiben, daß die Berechnung
des Unterschiedsbetrags zum Zeitpunkt des Erwerbs der Anteile oder
Aktien erfolgt oder, beim Erwerb zu verschiedenen Zeitpunkten, zu
dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen ein assoziiertes Unter-
nehmen geworden ist.

(3) Sind Gegenstände des Aktiv- oder Passivvermögens des asso-
ziierten Unternehmens nach Methoden bewertet worden, die sich von
den auf die Konsolidierung nach Artikel 29 Absatz 2 angewendeten
Methoden unterscheiden, so können diese Vermögenswerte für die
Berechnung des Unterschiedsbetrags nach Absatz 2 Buchstabe a) oder
Buchstabe b) des vorliegenden Artikels nach den für die Konsolidierung
angewendeten Methoden neu bewertet werden. Wird eine solche Neube-
wertung nicht vorgenommen, so ist dies im Anhang zu erwähnen. Die
Mitgliedstaaten können eine solche Neubewertung vorschreiben.

(4) Der Buchwert nach Absatz 2 Buchstabe a) oder der Betrag, der
dem auf die Beteiligung entfallenden Teil des Eigenkapitals des asso-
ziierten Unternehmens nach Absatz 2 Buchstabe b) entspricht, wird um
die während des Geschäftsjahres eingetretene Änderung des auf die
Beteiligung entfallenden Teils des Eigenkapitals des assoziierten Unter-
nehmens erhöht oder vermindert; er vermindert sich um den Betrag der
auf die Beteiligung entfallenden Dividenden.

(5) Kann ein positiver Unterschiedsbetrag nach Absatz 2 Buchstabe
a) oder Buchstabe b) nicht einer bestimmten Kategorie von Gegen-
ständen des Aktiv- oder Passivvermögens zugerechnet werden, so
wird dieser Betrag nach Artikel 30 und Artikel 39 Absatz 3 behandelt.

(6) Der auf die Beteiligung entfallende Teil des Ergebnisses des
assoziierten Unternehmens wird unter einen gesonderten Posten mit
entsprechender Bezeichnung in der konsolidierten Gewinn- und Verlus-
trechnung ausgewiesen.

(7) Die Weglassungen nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe c) werden
nur insoweit vorgenommen, als die betreffenden Tatbestände bekannt
oder zugänglich sind. Artikel 26 Absätze 2 und 3 sind anwendbar.

(8) Stellt das assoziierte Unternehmen einen konsolidierten Abschluß
auf, so sind die vorstehenden Absätze auf das in diesem konsolidierten
Abschluß ausgewiesene Eigenkapital anzuwenden.

(9) Auf die Anwendung dieses Artikels kann verzichtet werden,
wenn die Beteiligung am Kapital des assoziierten Unternehmens im
Hinblick auf die Zielsetzung des Artikels 16 Absatz 3 nur von unter-
geordneter Bedeutung sind (SIC! ist).

▼B
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Artikel 34

Im Anhang sind außer den in anderen Bestimmungen dieser Richtlinie
vorgeschriebenen Angaben zumindest Angaben zu machen über

1. die auf die verschiedenen Posten des konsolidierten Abschlusses
angewandten Bewertungsmethoden sowie die Methoden zur
Berechnung der Wertberichtigungen. Für die in dem konsolidierten
Abschluß angegebenen Beträge, welche auf fremde Währung lauten
oder ursprünglich auf fremde Währung lauteten, ist anzugeben, auf
welcher Grundlage sie in die Währung, in welcher der konsolidierte
Abschluß aufgestellt wird, umgerechnet worden sind;

2. a) Name und Sitz der in die Konsolidierung einbezogenen Unter-
nehmen, den Anteil des Kapitals, der in den in die Konsoli-
dierung einbezogenen Unternehmen außer dem Mutterunter-
nehmen von jedem in die Konsolidierung einbezogenen Unter-
nehmen oder durch eine im eigenen Namen, aber für Rechnung
dieser Unternehmen handelnde Person gehalten wird, sowie die
in Artikel 1 und Artikel 12 Absatz 1 bezeichneten Vorausset-
zungen, aufgrund deren die Konsolidierung nach Anwendung
von Artikel 2 erfolgt ist. Die zuletzt genannte Angabe braucht
jedoch nicht gemacht zu werden, wenn die Konsolidierung
aufgrund von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) erfolgt ist und
außerdem Kapitalanteil und Anteil an den Stimmrechten über-
einstimmen;▼M5

b) die gleichen Angaben sind für die Unternehmen zu machen, die
nach Artikel 13 nicht in die Konsolidierung einbezogen worden
sind; der Ausschluss der in Artikel 13 bezeichneten Unter-
nehmen ist zu begründen;

▼B

3. a) Name und Sitz der Unternehmen, die mit einem in die Konso-
lidierung einbezogenen Unternehmen im Sinne von Artikel 33
Absatz 1 assoziiert sind, den Anteil ihres Kapitals, der von in
die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen selbst oder
durch eine im eigenen Namen, aber für Rechnung dieser Unter-
nehmen handelnde Person gehalten wird;

b) die gleichen Angaben sind für die in Artikel 33 Absatz 9
bezeichneten assoziierten Unternehmen zu machen; außerdem
ist die Anwendung dieser Vorschrift zu begründen;

4. Name und Sitz der Unternehmen, die Gegenstand einer Quotenkon-
solidierung nach Artikel 32 sind, die Tatbestände, aus denen sich
die gemeinsame Leitung ergibt, sowie den Anteil des Kapitals
dieser Unternehmen, der von in die Konsolidierung einbezogenen
Unternehmen selbst oder durch eine im eigenen Namen, aber für
Rechnung dieser Unternehmen handelnde Person gehalten wird;

5. Name und Sitz anderer als der unter den Nummern 2, 3 und 4
bezeichneten Unternehmen, bei denen in die Konsolidierung einbe-
zogene ►M5 __________ ◄ Unternehmen entweder selbst oder
durch eine im eigenen Namen, aber für Rechnung dieser Unter-
nehmen handelnde Person mit mindestens einem Prozentsatz am
Kapital beteiligt ist, den die Mitgliedstaaten auf höchstens 20 %
festsetzen dürfen, unter Angabe des Anteils am Kapital sowie der
Höhe des Eigenkapitals und des Ergebnisses des letzten Geschäfts-
jahres, für das ein Abschluß aufgestellt worden ist. Diese Angaben
können unterbleiben, wenn sie in bezug auf die Zielsetzung des
Artikels 16 Absatz 3 von untergeordneter Bedeutung sind. Die
Angabe des Eigenkapitals und des Ergebnisses kann ebenfalls
unterbleiben, wenn das betreffende Unternehmen seine Bilanz
nicht offenlegt und es sich indirekt oder direkt zu weniger als
50 % im Besitz der erwähnten Unternehmen befindet;

▼B
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6. den Gesamtbetrag der in der konsolidierten Bilanz ausgewiesenen
Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als fünf Jahren
sowie den Gesamtbetrag der in der konsolidierten Bilanz ausge-
wiesenen Verbindlichkeiten, die von in die Konsolidierung einbe-
zogenen Unternehmen dinglich gesichert sind, unter Angabe ihrer
Art und Form;

7. den Gesamtbetrag der finanziellen Verpflichtungen, die nicht in der
konsolidierten Bilanz erscheinen, sofern diese Angabe für die Beur-
teilung der Finanzlage der Gesamtheit der in die Konsolidierung
einbezogenen Unternehmen von Bedeutung ist. Davon sind
Pensionsverpflichtungen und Verpflichtungen gegenüber
verbundenen Unternehmen, die nicht in die Konsolidierung
einbezogen sind, gesondert auszuweisen;

▼M7
7a. Art und Zweck der nicht in der konsolidierten Bilanz ausge-

wiesenen Geschäfte und finanzielle Auswirkungen dieser
Geschäfte, vorausgesetzt, dass die Risiken und Vorteile, die aus
solchen Geschäften entstehen, wesentlich sind, und sofern die
Offenlegung derartiger Risiken und Vorteile für die Beurteilung
der Finanzlage der in den Konsolidierungskreis einbezogenen
Unternehmen als Ganzes erforderlich ist;

7b. Geschäfte — außer gruppeninterne Transaktionen — des Mutterun-
ternehmens oder anderer in den Konsolidierungskreis einbezogenen
Unternehmen mit nahe stehenden Unternehmen und Personen, eins-
chließlich Angaben zu deren Wertumfang, zur Art der Beziehung
zu den nahe stehenden Unternehmen und Personen sowie weitere
Angaben zu den Geschäften, die für die Beurteilung der Finanzlage
der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen als Ganzes
notwendig sind, sofern diese Geschäfte wesentlich sind und unter
marktunüblichen Bedingungen zustande gekommen sind. Angaben
über Einzelgeschäfte können nach Geschäftsarten zusammengefasst
werden, sofern keine getrennten Angaben für die Beurteilung der
Auswirkungen von Geschäften mit nahe stehenden Unternehmen
und Personen auf die Finanzlage der in die Konsolidierung einbe-
zogenen Unternehmen als Ganzes benötigt werden;

▼B
8. die Aufgliederung der konsolidierten Nettoumsatzerlöse im Sinne

von Artikel 28 der Richtlinie 78/660/EWG nach Tätigkeitsbereichen
sowie nach geographisch bestimmten Märkten, soweit sich
hinsichtlich der Organisation des Verkaufs von Erzeugnissen und
der Erbringung von Dienstleistungen, die der normalen Geschäft-
stätigkeit sämtlicher in die Konsolidierung einbezogener Unter-
nehmen entsprechen, die Tätigkeitsbereiche und geographisch
bestimmten Märkte untereinander erheblich unterscheiden;

9. a) den durchschnittlichen Personalbestand der in die Konsoli-
dierung einbezogenen Unternehmen während des Geschäfts-
jahres, getrennt nach Gruppen, sowie, falls sie nicht gesondert
in der konsolidierten Gewinn- und Verlustrechnung erscheinen,
die in dem Geschäftsjahr verursachten Personalaufwendungen.

b) Der durchschnittliche Personalbestand der Unternehmen, auf die
Artikel 32 Anwendung findet, während des Geschäftsjahres wird
gesondert ausgewiesen;

10. das Ausmaß, in dem die Berechnung des konsolidierten Jahreser-
gebnisses von einer Bewertung der Posten beeinflußt wurde, die in
Abweichung von den Grundsätzen ►M4 der Artikel 31 und 34 bis
42c ◄ der Richtlinie 78/660/EWG sowie des Artikels 29 Absatz 5
der vorliegenden Richtlinie während des Geschäftsjahres oder eines
früheren Geschäftsjahres im Hinblick auf Steuererleichterungen
durchgeführt wurde. Wenn eine solche Bewertung die künftige
steuerliche Belastung der Gesamtheit der in die Konsolidierung
einbezogenen Unternehmen erheblich beeinflußt, muß dies
angegeben werden;

▼B

1983L0349 — DE — 01.01.2007 — 007.001— 20



11. den Unterschied zwischen dem Steueraufwand, der in den konsoli-
dierten Gewinn- und Verlustrechnungen des Geschäftsjahres und
der vorangegangenen Geschäftsjahre eingesetzt worden ist, und
den für diese Geschäftsjahre gezahlten oder zu zahlenden Steuern,
sofern dieser Unterschied von Bedeutung für den künftigen Steuer-
aufwand ist. Dieser Betrag kann auch als Gesamtbetrag in der
konsolidierten Bilanz unter einem gesonderten Posten mit entspre-
chender Bezeichnung ausgewiesen werden;

12. die Höhe der Vergütungen, die für das Geschäftsjahr den
Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des
Mutterunternehmens für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im
Mutterunternehmen und seinen Tochterunternehmen gewährt
worden sind, sowie die Höhe der unter denselben Voraussetzungen
entstandenen oder eingegangenen Pensionsverpflichtungen
gegenüber früheren Mitgliedern der genannten Organe. Diese
Angaben sind zusammengefaßt für jede dieser Personengruppen
zu machen. Die Mitgliedstaaten können verlangen, daß in die
Angaben nach Satz 1 auch Vergütungen für die Wahrnehmung
von Aufgaben in Unternehmen einbezogen werden, zu denen Bezie-
hungen im Sinne von Artikel 32 oder von Artikel 33 bestehen;

13. Die Höhe der Vorschüsse und Kredite, die den Mitgliedern des
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Mutterunter-
nehmens von diesem Unternehmen oder einem seiner Tochterunter-
nehmen gewährt worden sind, mit Angabe des Zinssatzes, der
wesentlichen Bedingungen und der gegebenenfalls zurückgezahlten
Beträge, sowie die Garantieverpflichtungen zugunsten dieser
Personen. Diese Angaben sind zusammengefaßt für jede dieser
Personengruppe zu machen. Die Mitgliedstaaten können
verlangen, daß die Angaben nach Satz 1 auch für Vorschüsse und
Kredite zu machen sind, die von Unternehmen gewährt werden, zu
denen Beziehungen im Sinne von Artikel 32 oder von Artikel 33
bestehen.

▼M4
14. sofern Finanzinstrumente gemäß Abschnitt 7a der Richtlinie 78/660/

EWG mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet wurden:

a) die zentralen Annahmen, die den Bewertungsmodellen und -
methoden bei einer Bestimmung des beizulegenden Zeitwertes
nach Artikel 42b Absatz 1 Buchstabe b) jener Richtlinie
zugrunde gelegt wurden,

b) für jede Gruppe von Finanzinstrumenten: den beizulegenden
Zeitwert selbst, die direkt in der Gewinn- und Verlustrechnung
ausgewiesenen Wertänderungen sowie die gemäß Artikel 42c
jener Richtlinie in der Zeitwert-Rücklage erfassten Änderungen,

c) für jede Kategorie derivativer Finanzinstrumente: Umfang und
Art der Instrumente einschließlich der wesentlichen Bedin-
gungen, die Höhe, Zeitpunkt und Sicherheit künftiger Zahlungs-
ströme beeinflussen können, und

d) eine Übersicht über die Bewegungen innerhalb der Zeitwert-
Rücklage im Verlauf des Geschäftsjahres.

15. sofern Finanzinstrumente nicht gemäß Abschnitt 7a der Richtlinie
78/660/EWG mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet wurden:

a) für jede Kategorie derivativer Finanzinstrumente:

i) den beizulegenden Zeitwert der betreffenden Finanzin-
strumente, soweit sich dieser nach einer der Methoden
gemäß Artikel 42b Absatz 1 jener Richtlinie ermitteln lässt,

ii) Angaben über Umfang und Art der Instrumente und

b) für unter Artikel 42a jener Richtlinie fallende Finanzanlagen, die
mit einem Betrag über ihrem beizulegenden Zeitwert ausge-
wiesen werden, ohne dass von der Möglichkeit Gebrauch

▼B
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gemacht wurde, nach Artikel 35 Absatz 1 Buchstabe c) Unter-
buchstabe aa) jener Richtlinie eine Wertberichtigung vorzu-
nehmen:

i) Buchwert und beizulegenden Zeitwert der einzelnen Vermö-
gensgegenstände oder angemessener Gruppierungen dieser
einzelnen Vermögensgegenstände und

ii) die Gründe für die Nichtherabsetzung des Buchwerts eins-
chließlich der Anhaltspunkte, die die Gesellschaft zu der
Überzeugung veranlassen, dass der Buchwert wieder
erreicht wird.

▼M6
16. die Gesamthonorare, die von dem Abschussprüfer oder der

Prüfungsgesellschaft für das Geschäftsjahr berechnet wurden,
aufgeschlüsselt nach der Gesamthonorarsumme für die Abschlus-
sprüfung des konsolidierten Abschlusses, der Gesamthonorarsumme
für andere Bestätigungsleistungen, der Gesamthonorarsumme für
Steuerberatungsleistungen und der Gesamthonorarsumme für
sonstige Leistungen.

▼B

Artikel 35

(1) Die Mitgliedstaaten könnten gestatten, daß die in Artikel 34
Nummern 2, 3, 4 und 5 geforderten Angaben

a) in einer Aufstellung gemacht werden, die nach Artikel 3 Absätze 1
und 2 der Richtlinie 68/151/EWG hinterlegt wird; im Anhang ist auf
diese Aufstellung zu verweisen;

b) unterlassen werden, soweit sie geeignet sind, einem in diesen Vors-
chriften bezeichneten Unternehmen einen erheblichen Nachteil
zuzufügen. Die Mitgliedstaaten können dazu die vorherige
Zustimmung einer Verwaltungsbehörde oder eines Gerichts
verlangen. Das Unterlassen dieser Angaben ist im Anhang zu
erwähnen.

(2) Absatz 1 Buchstabe b) findet ebenfalls Anwendung auf die in
Artikel 34 Nummer 8 geforderten Angaben.

3. ABSCHNITT

Konsolidierter Lagebericht

Artikel 36

▼M5
(1) Der konsolidierte Lagebericht stellt zumindest den Geschäfts-
verlauf, das Geschäftsergebnis und die Lage der Gesamtheit der in die
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen so dar, dass ein den tatsä-
chlichen Verhältnissen entsprechendes Bild entsteht, und beschreibt die
wesentlichen Risiken und Ungewissheiten, denen sie ausgesetzt sind.

Der Lagebericht besteht in einer ausgewogenen und umfassenden
Analyse des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und der Lage
der Gesamtheit der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen,
die dem Umfang und der Komplexität der Geschäftstätigkeit ange-
messen ist. Soweit dies für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, des
Geschäftsergebnisses oder der Lage der Unternehmen erforderlich ist,
umfasst die Analyse die wichtigsten finanziellen und — soweit
angebracht — nichtfinanziellen Leistungsindikatoren, die für die
betreffende Geschäftstätigkeit von Bedeutung sind, einschließlich Infor-
mationen in Bezug auf Umwelt- und Arbeitnehmerbelange.

▼M4
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Im Rahmen der Analyse enthält der konsolidierte Lagebericht — soweit
angebracht — auch Hinweise auf im konsolidierten Abschluss ausge-
wiesene Beträge und zusätzliche Erläuterungen dazu.

▼B
(2) Der konsolidierte Lagebericht soll auch eingehen auf

a) Ereignisse von besonderer Bedeutung, die nach Abschluß des
Geschäftsjahres eingetreten sind;

b) die voraussichtliche Entwicklung der Gesamtheit dieser Unter-
nehmen;

c) den Bereich Forschung und Entwicklung der Gesamtheit dieser
Unternehmen;

d) die Zahl und den Nennbetrag oder, wenn ein Nennbetrag nicht
vorhanden ist, den rechnerischen Wert aller Anteile oder Aktien
des Mutterunternehmens, die entweder von diesem Unternehmen
selbst, von Tochterunternehmen oder von einer im eigenen Namen,
aber für Rechnung dieser Unternehmen handelnden Person gehalten
werden. Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß
diese Angaben im Anhang gemacht werden;

▼M4
e) in Bezug auf die Verwendung von Finanzinstrumenten durch die

Unternehmen, sofern dies für die Beurteilung der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage von Belang ist,

— die Risikomanagementziele und -methoden der Unternehmen,
einschließlich ihrer Methoden zur Absicherung aller wichtigen
Arten geplanter Transaktionen, die im Rahmen der Bilanzierung
von Sicherungsgeschäften verbucht werden, sowie

— bestehende Preisänderungs-, Ausfall-, Liquiditäts- und Cashflow-
risiken;

▼M7
f) die wesentlichen Merkmale des internen Kontroll- und des Risiko-

managementsystems der Gruppe im Zusammenhang mit der
Aufstellung des konsolidierten Abschlusses, sofern die Wertpapiere
eines Unternehmens zum Handel an einem geregelten Markt im
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004
über Märkte für Finanzinstrumente (1) zugelassen sind. Werden der
konsolidierte Lagebericht und der Lagebericht in einem einzigen
Bericht vorgelegt, so sind diese Angaben in den Abschnitt aufzu-
nehmen, der die Erklärung zur Unternehmensführung gemäß
Artikel 46a der Richtlinie 78/660/EWG enthält.

Gestattet ein Mitgliedstaat, dass die nach Artikel 46a Absatz 1 der
Richtlinie 78/660/EWG vorzulegenden Angaben in einem geson-
derten Bericht aufgeführt werden, der zusammen mit dem Jahresabs-
chluss nach Maßgabe des Artikels 47 jener Richtlinie offen gelegt
wird, sind auch die Angaben gemäß Unterabsatz 1 Gegenstand des
gesonderten Berichts. Artikel 37 Absatz 1 Unterabsatz 2 der vorlie-
genden Richtlinie findet Anwendung.

▼M5
(3) Ist zusätzlich zu einem Lagebericht ein konsolidierter Lagebericht
vorgeschrieben, so können diese beiden Berichte in Form eines einhei-
tlichen Berichts vorgelegt werden. Bei der Erstellung dieses einhei-
tlichen Berichts ist auf Umstände, die für die Gesamtheit der in die
Konsolidierung einbezogenen Unternehmen von Bedeutung sind, gege-
benenfalls in besonderer Weise aufmerksam zu machen.

▼M5

1983L0349 — DE — 01.01.2007 — 007.001— 23

(1) ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1.



ABSCHNITT 3A

Pflicht und Haftung hinsichtlich der Aufstellung
und Veröffentlichung der konsolidierten Abschlüsse und des

konsolidierten Lageberichts

Artikel 36a

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Mitglieder der Verwaltungs-,
Leitungs- und Aufsichtsorgane der Unternehmen, die den konsolidierten
Abschluss und den konsolidierten Lagebericht erstellen, kollektiv die
Pflicht haben, dass der konsolidierte Abschluss, der konsolidierte Lage-
bericht und, soweit sie gesondert vorgelegt wird, die Erklärung zur
Unternehmensführung nach Artikel 46a der Richtlinie 78/660/EWG,
entsprechend den Anforderungen der vorliegenden Richtlinie und gege-
benenfalls entsprechend den internationalen Rechnungslegungs-
standards, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend die
Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (1) ange-
nommen wurden, erstellt und offen gelegt werden. Diese Organe
handeln im Rahmen der ihnen durch nationales Recht übertragenen
Zuständigkeiten.

Artikel 36b

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Haftungsbestimmungen ihrer
Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf die Mitglieder der in
Artikel 36a genannten Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane
Anwendung finden, zumindest was deren Haftung gegenüber dem
Unternehmen, das den konsolidierten Abschluss aufstellt, wegen
Verletzung der in Artikel 36a genannten Pflicht betrifft.

▼B

4. ABSCHNITT

Prüfung des konsolidierten Abschlusses

▼M5

Artikel 37

(1) Die konsolidierten Abschlüsse von Gesellschaften werden von
einer oder mehreren Personen geprüft, die von dem Mitgliedstaat,
dessen Recht das Mutterunternehmen unterliegt, aufgrund der Achten
Richtlinie 84/253/EWG des Rates vom 10. April 1984 über die
Zulassung der mit der Pflichtprüfung der Rechnungslegungsunterlagen
beauftragten Personen (2) zur Durchführung von gesetzlichen Abschlus-
sprüfungen zugelassen worden sind.

Die mit der Abschlussprüfung beauftragte(n) Person oder Personen
(nachstehend „die gesetzlichen Abschlussprüfer“ genannt) geben auch
ein Urteil darüber ab, ob der konsolidierte Lagebericht mit dem konso-
lidierten Abschluss des betreffenden Geschäftsjahres in Einklang steht
oder nicht.

(2) Der Bestätigungsvermerk der gesetzlichen Abschlussprüfer
umfasst:

a) eine Einleitung, die zumindest angibt, welcher konsolidierte
Abschluss Gegenstand der gesetzlichen Abschlussprüfung ist und
nach welchen Rechnungslegungsgrundsätzen er aufgestellt wurde;

▼M7
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b) eine Beschreibung der Art und des Umfangs der gesetzlichen
Abschlussprüfung, die zumindest Angaben über die Prüfungs-
grundsätze enthält, nach denen die Prüfung durchgeführt wurde;

c) ein Prüfungsurteil, das zweifelsfrei Auskunft darüber gibt, ob der
konsolidierte Abschluss nach Auffassung der gesetzlichen Abschlus-
sprüfer im Einklang mit den jeweils maßgebenden Rechnungsle-
gungsgrundsätzen ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild vermittelt und, gegebenenfalls, ob er den gesetzlichen Vors-
chriften entspricht; das Prüfungsurteil wird entweder als uneinges-
chränkter oder als eingeschränkter Bestätigungsvermerk oder als
negatives Prüfungsurteil erteilt, oder es wird verweigert, falls die
gesetzlichen Abschlussprüfer nicht in der Lage sind, ein Prüfung-
surteil abzugeben;

d) einen Hinweis auf alle Umstände, auf die die gesetzlichen Abschlus-
sprüfer in besonderer Weise aufmerksam machen, ohne den Bestäti-
gungsvermerk einzuschränken;

e) ein Urteil darüber, ob der konsolidierte Lagebericht mit dem konso-
lidierten Abschluss des betreffenden Geschäftsjahres in Einklang
steht oder nicht.

(3) Der Bestätigungsvermerk ist von den gesetzlichen Abschlus-
sprüfern unter Angabe des Datums zu unterzeichnen.

(4) Wird der Jahresabschluss des Mutterunternehmens dem konsoli-
dierten Abschluss beigefügt, so kann der nach diesem Artikel erfor-
derliche Bestätigungsvermerk der gesetzlichen Abschlussprüfer mit
dem Bestätigungsvermerk der gesetzlichen Abschlussprüfer bezüglich
des Jahresabschlusses des Mutterunternehmens verbunden werden, der
nach Artikel 51 der Richtlinie 78/660/EWG erforderlich ist.

▼B

5. ABSCHNITT

Offenlegung des konsolidierten Abschlusses

Artikel 38

(1) Der ordnungsgemäß gebilligte konsolidierte Abschluß, der konso-
lidierte Lagebericht sowie der Bericht der mit der Prüfung des konso-
lidierten Abschlusses beauftragten Person werden von dem Unter-
nehmen, das den konsolidierten Abschluß aufstellt, nach dem Recht
des Mitgliedstaats, dem dieses Unternehmen unterliegt, gemäß
Artikel 3 der Richtlinie 68/151/EWG offengelegt.

(2) Auf den konsolidierten Lagebericht findet Artikel 47 Absatz 1
Unterabsatz 2 der Richtlinie 78/660/EWG Anwendung.

(3) Artikel 47 Absatz 1 Unterabsatz 2 letzter Satz der Richtlinie
78/660/EWG erhält folgende Fassung: „Eine vollständige oder
teilweise Ausfertigung dieses Berichts muß auf bloßen Antrag erhältlich
sein. Das dafür berechnete Entgelt darf die Verwaltungskosten nicht
übersteigen.“

(4) Sofern jedoch das Unternehmen, das den konsolidierten Abschluß
aufstellt, nicht in einer der in Artikel 4 genannten Rechtsformen orga-
nisiert ist und auch nicht für die in Absatz 1 genannten Unterlagen nach
innerstaatlichem Recht der Verpflichtung zu einer Offenlegung
unterliegt, die der des Artikels 3 der Richtlinie 68/151/EWG entspricht,
muß es zumindest diese Unterlagen an seinem Sitz zur Einsichtnahme
für jedermann bereithalten. Ausfertigungen dieser Unterlagen müssen
auf blossen Antrag erhältlich sein. Das dafür berechnete Entgelt darf
die Verwaltungskosten nicht übersteigen.

(5) Die Artikel 48 und 49 der Richtlinie 78/660/EWG sind
anwendbar.

▼M5
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(6) Die Mitgliedstaaten sehen geeignete Sanktionen für den Fall vor,
daß die in dem vorliegenden Artikel vorgesehene Offenlegung nicht
erfolgt.

▼M5
(7) Die Absätze 2 und 3 finden keine Anwendung auf Unternehmen,
deren Wertpapiere in einem Mitgliedstaat zum Handel an einem gere-
gelten Markt im Sinne des Artikels 1 Nummer 13 der Richtlinie 93/22/
EWG zugelassen sind.

Artikel 38a

Der konsolidierte Abschluß kann neben der Währung, in der er
aufgestellt wurde, auch in Ecu offengelegt werden. Dabei ist der am
Stichtag der konsolidierten Bilanz gültige Umrechnungskurs zugrunde
zu legen. Dieser Kurs ist im Anhang anzugeben.

▼B

6. ABSCHNITT

Übergangsbestimmungen und Schlußbestimmungen

Artikel 39

(1) In dem ersten nach dieser Richtlinie aufgestellten konsolidierten
Abschluß für eine Gesamtheit von Unternehmen, zwischen denen
bereits vor der Anwendung der in Artikel 49 Absatz 1 bezeichneten
Vorschriften eine der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Beziehungen
bestanden hat, können die Mitgliedstaaten gestatten oder vorschreiben,
daß für die Anwendung des Artikels 19 Absatz 1 der Buchwert der
Anteile oder Aktien sowie der auf sie entfallende Anteil des Eigenka-
pitals zu einem Zeitpunkt berücksichtigt werden, der nicht später als der
Zeitpunkt der ersten Konsolidierung nach dieser Richtlinie liegt.

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Bewertung von Anteilen oder
Aktien oder des auf sie entfallenden Anteils am Eigenkapital eines
assoziierten in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmens nach
Artikel 33 Absatz 2 sowie der Quotenkonsolidierung nach Artikel 32.

(3) Entspricht der besondere Posten nach Artikel 19 Absatz 1 einem
positiven Konsolidierungsunterschied, der vor dem Tag der Aufstellung
des ersten konsolidierten Abschlusses nach dieser Richtlinie aufgetreten
ist, so können die Mitgliedstaaten zulassen, daß

a) für die Anwendung von Artikel 30 Absatz 1 der befristete Zeitraum
von über fünf Jahren nach Artikel 37 Absatz 2 der Richtlinie 78/660/
EWG vom Tag der Aufstellung des ersten konsolidierten
Abschlusses nach der vorliegenden Richtlinie an berechnet wird und

b) für die Anwendung von Artikel 30 Absatz 2 der Abzug von den
Rücklagen am Tag der Aufstellung des ersten konsolidierten
Abschlusses nach der vorliegenden Richtlinie vorgenommen wird.

Artikel 40

(1) Bis zum Ablauf der Fristen für die Anpassung ihres nationalen
Rechts an die Richtlinien, die in Ergänzung der Richtlinie 78/660/EWG
die Vorschriften über den Jahresabschluß für Banken und andere Finan-
zinstitute sowie Versicherungsunternehmen angleichen, können die
Mitgliedstaaten von den Vorschriften der vorliegenden Richtlinie,
welche die Gliederung des konsolidierten Abschlusses und die Art der
Bewertung der darin einbezogenen Vermögensgegenstände sowie die
Angaben im Anhang betreffen, abweichen

a) gegenüber jedem zu konsolidierenden Unternehmen, das eine Bank,
ein anderes Finanzinstitut oder ein Versicherungsunternehmen ist,
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b) wenn die zu konsolidierenden Unternehmen hauptsächlich aus
Banken, Finanzinstituten oder Versicherungsunternehmen bestehen.

Sie können ferner von Artikel 6 abweichen, jedoch nur hinsichtlich der
Anwendung der Grenzen und Größenmerkmale auf die obengenannten
Unternehmen.

(2) Soweit die Mitgliedstaaten vor der Anwendung der in Artikel 49
Absatz 1 bezeichneten Vorschriften allen Unternehmen, die Banken,
andere Finanzinstitute oder Versicherungsunternehmen sind, nicht
vorgeschrieben haben, einen konsolidierten Abschluß zu erstellen,
können sie bis zur Anwendung einer der in Absatz 1 bezeichneten
Richtlinien im nationalen Recht, längstens aber für Geschäftsjahre, die
im Jahr 1993 enden, gestatten,

a) daß der Eintritt der in Artikel 1 Absatz 1 bezeichneten Verpflichtung
für die obengenannten Unternehmen, sofern sie Mutterunternehmen
sind, aufgeschoben wird. Dies ist im Jahresabschluß des Mutterun-
ternehmens anzugeben. Außerdem sind im Hinblick auf jedes Toch-
terunternehmen die in Artikel 43 Absatz 1 Ziffer 2 der Richtlinie
78/660/EWG vorgesehenen Angaben zu machen,

b) daß für den Fall, daß ein konsolidierter Abschluß erstellt wird, die
obengenannten Unternehmen, sofern sie Tochterunternehmen sind,
nicht in die Konsolidierung einbezogen werden; Artikel 33 bleibt
unberührt. Die in Artikel 34 Ziffer 2 vorgesehenen Angaben sind
im Hinblick auf diese Tochterunternehmen im Anhang zu machen.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe b) ist der Jahresabschluß
oder der konsolidierte Abschluß der betreffenden Tochterunternehmen,
sofern er offenzulegen ist, dem konsolidierten Abschluß oder, falls ein
solcher nicht vorhanden ist, dem Jahresabschluß des Mutterunter-
nehmens beizufügen, oder der Öffentlichkeit zur Verfügung zu halten.
Im letzteren Falle muß eine Abschrift dieser Unterlagen auf bloßen
Antrag hin gegen ein Entgelt erhältlich sein, das die Verwaltungskosten
hierfür nicht übersteigen darf.

Artikel 41

(1) Unternehmen, zwischen denen Beziehungen im Sinne des
Artikels 1 Absatz 1 Buchstaben a) und b) sowie Buchstabe d) Unter-
buchstabe bb) bestehen, sowie die übrigen Unternehmen, die mit einem
der genannten Unternehmen in einer solchen Beziehung stehen, sind
verbundene Unternehmen im Sinne der Richtlinie 78/660/EWG sowie
der vorliegenden Richtlinie.

▼M7
1a. Der Begriff „nahe stehende Unternehmen und Personen“ ist im
Sinne der gemäß Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen inter-
nationalen Rechnungslegungsstandards zu verstehen.

▼B
(2) Sofern ein Mitgliedstaat die Verpflichtung, einen konsolidierten
Abschluß aufzustellen, nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) oder
Buchstabe d) Unterbuchstabe aa) oder nach Artikel 1 Absatz 2 oder
nach Artikel 12 Absatz 1 vorschreibt, sind auch die Unternehmen,
zwischen denen Beziehungen im Sinne der genannten Vorschriften
bestehen, sowie die übrigen Unternehmen, die mit einem der
genannten Unternehmen in einer solchen Beziehung oder in einer
Beziehung im Sinne von Absatz 1 stehen, verbundene Unternehmen
im Sinne von Absatz 1.

(3) Sofern ein Mitgliedstaat die Verpflichtung, einen konsolidierten
Abschluß nach Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) oder Buchstabe d)
Unterbuchstabe aa) oder Artikel 1 Absatz 2 oder nach Artikel 12
Absatz 1 aufzustellen, nicht vorschreibt, kann er dennoch die
Anwendung des Absatzes 2 des vorliegenden Artikels vorschreiben.

(4) Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 2 finden Anwendung.

▼B
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(5) Wendet ein Mitgliedstaat Artikel 4 Absatz 2 an, so kann er
verbundene Unternehmen, die Mutterunternehmen sind und von denen
aufgrund ihrer Rechtsform vom Mitgliedstaat die Aufstellung eines
konsolidierten Abschlusses nach dieser Richtlinie nicht gefordert wird,
sowie Mutterunternehmen mit entsprechender Rechtsform von der
Anwendung des Absatzes 1 ausnehmen.

Artikel 42

Artikel 56 der Richtlinie 78/660/EWG erhält folgende Fassung:

„Artikel 56

(1) Die Verpflichtung zur Angabe der in den Artikeln 9, 10 und
23 bis 26 vorgesehenen Posten bezüglich verbundener Unternehmen
im Sinne des Artikels 41 der Richtlinie 83/349/EWG im
Jahresabschluß sowie die Verpflichtung, die in Artikel 13 Absatz
2, Artikel 14 und Artikel 43 Absatz 1 Nr. 7 hinsichtlich verbundener
Unternehmen vorgesehenen Angaben zu machen, treten zu dem in
Artikel 49 Absatz 2 der bezeichneten Richtlinie genannten Zeitpunkt
in Kraft.

(2) Im Anhang sind auch Angaben zu machen über:

a) Name und Sitz des Unternehmens, das den konsolidierten
Abschluß für den größten Kreis von Unternehmen aufstellt,
dem die Gesellschaft als Tochterunternehmen angehört;

b) Name und Sitz des Unternehmens, das den konsolidierten
Abschluß für den kleinsten Kreis von Unternehmen aufstellt,
der in den unter Buchstabe a) bezeichneten Kreis von Unter-
nehmen einbezogen ist und dem die Gesellschaft als Tochterun-
ternehmen angehört;

c) den Ort, wo der konsolidierte Abschluß erhältlich ist, es sei denn,
daß ein solcher nicht zur Verfügung steht.“

Artikel 43

Artikel 57 der Richtlinie 78/660/EWG erhält folgende Fassung:

„Artikel 57

Unbeschadet der Richtlinien 68/151/EWG und 77/91/EWG brauchen
die Mitgliedstaaten die Bestimmungen der vorliegenden Richtlinie
über den Inhalt, die Prüfung und die Offenlegung des Jahresabs-
chlusses nicht auf Gesellschaften anzuwenden, die ihrem Recht
unterliegen und Tochterunternehmen im Sinne der Richtlinie
83/349/EWG sind, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

a) das Mutterunternehmen unterliegt dem Recht eines Mitglied-
staats;

b) alle Aktionäre oder Gesellschafter des Tochterunternehmens
haben sich mit der bezeichneten Befreiung einverstanden
erklärt; diese Erklärung muß für jedes Geschäftsjahr abgegeben
werden;

c) das Mutterunternehmen hat sich bereit erklärt, für die von dem
Tochterunternehmen eingegangenen Verpflichtungen
einzustehen;

d) die Erklärungen nach Buchstaben b) und c) sind nach den in den
Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten vorgesehenen
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Verfahren gemäß Artikel 3 der Richtlinie 68/151/EWG offen-
zulegen;

e) das Tochterunternehmen ist in den von dem Mutterunternehmen
nach der Richtlinie 83/349/EWG aufgestellten konsolidierten
Jahresabschluß einbezogen;

f) die bezeichnete Befreiung wird im Anhang des von dem Mutter-
unternehmen aufgestellten konsolidierten Abschlusses
angegeben;

g) der unter Buchstabe e) bezeichnete konsolidierte Abschluß, der
konsolidierte Lagebericht sowie der Bericht der mit der Prüfung
beauftragten Person werden für das Tochterunternehmen nach
den in den Rechtsvorschriften der einzelnen Mitgliedstaaten
vorgesehenen Verfahren gemäß Artikel 3 der Richtlinie 68/151/
EWG offengelegt.“

Artikel 44

Artikel 58 der Richtlinie 78/660/EWG erhält folgende Fassung:

„Artikel 58

Die Mitgliedstaaten brauchen die Bestimmungen der vorliegenden
Richtlinie über die Prüfung und Offenlegung der Gewinn- und
Verlustrechnung nicht auf Gesellschaften anzuwenden, die ihrem
Recht unterliegen und Mutterunternehmen im Sinne der Richtlinie
83/349/EWG sind, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

a) das Mutterunternehmen stellt einen konsolidierten Abschluß nach
der Richtlinie 83/349/EWG auf und ist in diesen Abschluß
einbezogen;

b) die bezeichnete Befreiung wird im Anhang des Jahresabschlusses
des Mutterunternehmens angegeben;

c) die bezeichnete Befreiung wird im Anhang des vom Mutterun-
ternehmen aufgestellten konsolidierten Abschlusses angegeben;

d) das nach der vorliegenden Richtlinie errechnete Ergebnis des
Geschäftsjahres des Mutterunternehmens wird in der Bilanz des
Mutterunternehmens ausgewiesen.“

Artikel 45

Artikel 59 der Richtlinie 78/660/EWG erhält folgende Fassung:

„Artikel 59

(1) Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß
eine Beteiligung im Sinne des Artikels 17 am Kapital eines Unter-
nehmens, auf dessen Geschäfts- und Finanzpolitik ein maßgeblicher
Einfluß ausgeübt wird, in der Bilanz nach den folgenden Absätzen 2
bis 9 je nach Lage des Falles entweder als Unterposten des Postens
‚Anteile an verbundenen Unternehmen‘ oder als Unterposten des
Postens ‚Beteiligungen‘ ausgewiesen wird. Es wird vermutet, daß
ein Unternehmen einen maßgeblichen Einfluß auf ein anderes Unter-
nehmen ausübt, sofern jenes Unternehmen 20 % oder mehr der
Stimmrechte der Aktionäre oder Gesellschafter dieses Unternehmens
besitzt. Artikel 2 der Richtlinie 83/349/EWG findet Anwendung.

(2) Bei der erstmaligen Anwendung des vorliegenden Artikels auf
eine Beteiligung im Sinne von Absatz 1 wird diese in der Bilanz wie
folgt ausgewiesen:
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a) entweder mit dem Buchwert nach den Artikeln 31 bis 42; dabei
wird der Unterschiedsbetrag zwischen diesem Wert und dem
Betrag, der dem auf die Beteiligung entfallenden Teil des Eigen-
kapitals entspricht, in der Bilanz oder im Anhang gesondert
ausgewiesen. Bei der Berechnung dieses Unterschiedsbetrags
wird der Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung dieser Methode
zugrunde gelegt;

b) oder mit dem Betrag, der dem auf die Beteiligung entfallenden
Teil des Eigenkapitals entspricht; dabei, wird der Unterschieds-
betrag zwischen diesem Wert und dem nach den Bewertungs-
vorschriften der Artikel 31 bis 42 ermittelte Buchwert in der
Bilanz oder im Anhang gesondert ausgewiesen. Bei der
Berechnung dieses Unterschiedsbetrags wird der Zeitpunkt der
erstmaligen Anwendung dieser Methode zugrunde gelegt.

c) Die Mitgliedstaaten können die Anwendung nur eines der Buch-
staben a) und b) vorschreiben. In der Bilanz oder im Anhang ist
anzugeben, ob von Buchstabe a) oder b) Gebrauch gemacht
worden ist.

d) Die Mitgliedstaaten können ferner im Hinblick auf die
Anwendung der Buchstaben a) und b) gestatten oder vors-
chreiben, daß die Berechnung des Unterschiedsbetrags zum
Zeitpunkt des Erwerbs der Beteiligung im Sinne von Absatz 1
erfolgt oder beim Erwerb zu verschiedenen Zeitpunkten zu dem
Zeitpunkt, zu dem die Anteile oder Aktien Beteiligungen im
Sinne des Absatzes 1 geworden sind.

(3) Sind Gegenstände des Aktiv- oder Passivvermögens des
Unternehmens, an dem eine Beteiligung nach Absatz 1 besteht,
nach anderen Methoden bewertet worden, als sie die Gesellschaft
anwendet, die den Jahresabschluß aufstellt, so können diese Vermö-
genswerte für die Berechnung des Unterschiedsbetrags nach Absatz
2 Buchstabe a) oder Absatz 2 Buchstabe b) nach den Methoden neu
bewertet werden, welche die Gesellschaft anwendet, die den
Jahresabschluß aufstellt. Wird eine solche Neubewertung nicht
vorgenommen, so ist dies im Anhang zu erwähnen. Die Mitglied-
staaten können eine solche Neubewertung vorschreiben.

(4) Der Buchwert nach Absatz 2 Buchstabe a) oder der Betrag,
der dem auf die Beteiligung entfallenden Teil des Eigenkapitals nach
Absatz 2 Buchstabe b) entspricht, wird um die während des
Geschäftsjahres eingetretenen Änderungen des auf die Beteiligung
entfallenden Eigenkapitals erhöht oder vermindert; er vermindert
sich außerdem um den Betrag der auf die Beteiligung entfallenden
Dividenden.

(5) Sofern ein positiver Unterschiedsbetrag nach Absatz 2
Buchstabe a) oder Absatz 2 Buchstabe b) nicht einer bestimmten
Kategorie von Gegenständen des Aktiv- oder Passivvermögens
zugerechnet werden kann, wird dieser nach den Vorschriften für
den Posten ‚Firmen- oder Geschäftswert‘ behandelt.

6. a)Der auf die Beteiligung im Sinne von Absatz 1 entfallende
Teil des Ergebnisses wird unter einen gesonderten Posten mit
entsprechender Bezeichnung in der Gewinn- und Verlus-
trechnung ausgewiesen.

b)Sofern dieser Betrag denjenigen übersteigt, der als Dividende
bereits eingegangen ist oder auf deren Zahlung ein Anspruch
besteht, ist der Unterschiedsbetrag in eine Rücklage einzus-
tellen, die nicht an die Aktionäre ausgeschüttet werden darf.

c)Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, daß
der auf die Beteiligung im Sinne von Absatz 1 entfallende
Teil des Ergebnisses in der Gewinn- und Verlustrechnung
nur ausgewiesen wird, soweit er Dividenden entspricht, die
bereits eingegangen sind oder auf deren Zahlung ein
Anspruch besteht.
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(7) Die Weglassungen nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe c) der
Richtlinie 83/349/EWG werden nur insoweit vorgenommen, als die
betreffenden Tatbestände bekannt oder zugänglich sind. Artikel 26
Absätze 2 und 3 der genannten Richtlinie sind anwendbar.

(8) Sofern das Unternehmen, an dem eine Beteiligung im Sinne
von Absatz 1 besteht, einen konsolidierten Abschluß aufstellt, sind
die vorstehenden Absätze auf das in diesem konsolidierten Abschluß
ausgewiesene Eigenkapital anzuwenden.

(9) Auf die Anwendung des vorliegenden Artikels kann verzichtet
werden, wenn die Beteiligung im Sinne von Absatz 1 im Hinblick
auf die Zielsetzung des Artikels 2 Absatz 3 nur von untergeordneter
Bedeutung ist.“

Artikel 46

Artikel 61 der Richtlinie 78/660/EWG erhält folgende Fassung:

„Artikel 61

Die Mitgliedstaaten brauchen die Vorschriften des Artikels 43
Absatz 1 Nummer 2 hinsichtlich der Höhe des Eigenkapitals sowie
des Ergebnisses der betroffenen Unternehmen nicht anzuwenden auf
Unternehmen, die ihrem Recht unterliegen und Mutterunternehmen
im Sinne der Richtlinie 83/349/EWG sind, sofern

a) diese Unternehmen in den von dem Mutterunternehmen
erstellten konsolidierten Abschluß oder in den konsolidierten
Abschluß eines größeren Kreises von Unternehmen nach
Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 83/349/EWG einbezogen
worden sind, oder

b) die Beteiligungen am Kapital der betroffenen Unternehmen
entweder im Jahresabschluß des Mutterunternehmens gemäß
Artikel 59 oder in dem konsolidierten Abschluß des Mutterun-
ternehmens nach Artikel 33 der Richtlinie 83/349/EWG
behandelt werden.“

Artikel 47

Der gemäß Artikel 52 der Richtlinie 78/660/EWG eingesetzte
Kontaktausschuß hat außerdem folgende Aufgaben:

a) unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertrages eine gleich-
mäßige Anwendung dieser Richtlinie durch eine regelmäßige
Abstimmung, insbesondere in konkreten Anwendungsfragen, zu
erleichtern;

b) die Kommission erforderlichenfalls bezüglich Ergänzungen oder
Änderungen dieser Richtlinie zu beraten.

▼M1
__________

▼M7

Artikel 48

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen für Verstöße gegen die aufgrund
dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschriften fest und treffen alle
zu ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen
Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

▼B

1983L0349 — DE — 01.01.2007 — 007.001— 31



Artikel 49

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen vor dem 1. Januar 1988 die erfor-
derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie
nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in
Kenntnis.

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß die in Absatz 1
bezeichneten Vorschriften erstmals auf die konsolidierten Abschlüsse
des am 1. Januar 1990 oder im Laufe des Jahres 1990 beginnenden
Geschäftsjahre anzuwenden sind.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 50

(1) Der Rat prüft auf Vorschlag der Kommission fünf Jahre nach
dem in Artikel 49 Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkt unter Berücksich-
tigung der bei der Anwendung dieser Richtlinie gewonnenen Erfah-
rungen, der Ziele dieser Richtlinie und der wirtschaftlichen und
monetären Lage den Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d) zweiter Unter-
absatz, den Artikel 4 Absatz 2, die Artikel 5 und 6, den Artikel 7
Absatz 1 sowie die Artikel 12, 43 und 44 und ändert sie erforderli-
chenfalls.

(2) Absatz 1 läßt Artikel 53 Absatz 2 der Richtlinie 78/660/EWG
unberührt.

▼M4

Artikel 50a

Spätestens zum 1. Januar 2007 überprüft die Kommission Artikel 29
Absatz 1, Artikel 34 Nummern 10, 14 und 15 und Artikel 36 Absatz 2
Buchstabe e) anhand der Erfahrungen bei der Anwendung der Bestim-
mungen über die Bewertung mit dem beizulegenden Zeitwert und unter
Berücksichtigung der internationalen Entwicklungen im Bereich des
Rechnungswesens und legt dem Europäischen Parlament und dem Rat
gegebenenfalls einen Vorschlag zur Änderung der genannten Artikel
vor.

▼B

Artikel 51

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

▼B
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